
Streitobjekt Hemelinger Marsch
„Riesenchance verpaßt“
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F D P

Vollständig
abgemeldet
Die Bremer Piepmatz-Affäre zeigt:
Um Stammwähler zu halten, opfern
die Liberalen den Umweltschutz.

ie Runde imBonnerInnenministe-
rium suchte nach einemTitel für ei-D ne neue Abteilung, diesich um den

Naturschutz kümmernsollte, aberauch
um die Luft, den Lärm oder dasWasser.
Peter Menke-Glückert, ein Beamter m
FDP-Parteibuch, erfandschließlich das
neue Wort:Umweltschutz.

Das war 1969.Auch die erstenBun-
des-Umweltgesetze entwarf,1971, ein
FDP-Staatssekretär. Und die Gründu
des Umweltbundesamtes in Berlin set
1974 der damalige FDP-Innenministe
Hans-Dietrich Genscher durch.

Doch inzwischen ist bei derStamm-
partei des Umweltschutzes bundesw
der Lack ab. „Meine Parteivergibt auf
diesem Feld eine Riesenchanc
schimpft Wortschöpfer Menke-Glük
kert, 65, heuteFDP-Umweltexperte in
Bonn.

Jüngster Fall: In der nächstenWoche
wollen dieLiberalen inBremen die Am-
pelkoalition ausSPD, FDP und Grüne
platzen lassen, indem sie einen Mißtra
ensantrag der oppositionellen CDU g
gen den grünen Umweltsenator R
Fücks stützen.

Noch im Januar hatten Bremens Bü
germeister KlausWedemeier (SPD) un
FDP-Landeschef Manfred Richter ein
Fortbestand der Ampelkoalition in d
Hansestadt bis zumregulären Wahlter
min im September vereinbart. Nunwird
die Wahl aber wahrscheinlich schon im
Mai stattfinden.
Bremer Koalitionspartner Jäger, Fücks, Wedemeier*
Läppischer Anlaß für den Absprung
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Der Anlaß für den Ab-
sprung der Liberalen, spöttisch
„Piepmatz-Affäre“ getauft, is
vergleichsweise läppisch: Im
Frühjahr 1993 hatte dasBre-
mer Umweltressort sieben Fl
chen als Vogelschutzgebie
der Europäischen Union ge-
meldet – darunterauch die He-
melinger Marsch am Südrand
der Stadt, woseltene Tiere ni
sten.

Dort aber will Wirtschafts-
senator Claus Jäger (FDP
ein Gewerbegebiet einrichte
dem der Senat im vorverga

* Während der Koalitionsverhandlun-
gen im Oktober 1991.
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genenJahrauch zugestimmthatte. Aus
Rücksicht auf die Grünen (Wedemeier:
„Nicht alles, waszubetoniert wird, dien
dem Wachstum“) wurde der Beschlu
aber nicht umgesetzt.Prompt rekla-
mierte die Umweltbehörde klammheim
lich zehnHektar für denVogelschutz.

Das sei „Verfassungsbruch“,zeterte
FDP-Mann Jäger; da „mehr als 17Pro-
zent“ derBremer Flächengeschützt sei
en, sieht er schon „dasEndealler wirt-
schaftspolitischen Möglichkeiten“ ge
kommen.

Das Gejammer ist kaum mehr a
ein taktisches Manöver. Die Liberalen
fürchten die Wählerinitiative „Arbeit
für Bremen“, die aus der in Brementief
zerstrittenen SPD hervorgegangen
und mit ihrem Wirtschaftsförderpro-
grammFDP-Wähler ködern möchte.

Daß die Liberalen im Kampf um ihr
Stammwähler den Umweltschutz o
fern, hat auchbundesweit System. „E
ist schon schwer, nicht zu resignieren
klagt WolfgangRauls, Vorsitzender de
FDP-Bundesfachausschusses Umw
schutz undEx-Umweltminister inSach-
sen-Anhalt, „braucht die Partei d
Ökologen überhauptnoch?“

Eher nicht. Schon vor der Bundes
tagswahl imOktober vergangenen Jah
res hat es dennauch in der FDP-Frakti
on gekracht.Vorschläge liberaler Um
weltpolitiker zur Reduzierung desKli-
makillers Kohlendioxid, zurEinführung
einer Energiesteuersowie zum Stopp
des Atomkraftwerk-Baus wurden vo
liberalen Wirtschaftsminister Günter
Rexrodtabgebügelt.

Ein Gesetzespaket zur vereinfacht
Planung von Fernstraßen oderSchie-
nentrassen dagegenbekam dieZustim-
mung derFDP. DiedamaligeFDP-Bun-
desbauministerin IrmgardSchwaetze
förderte zudem die Zersiedelung de
Landschaft, indem sieSchutzvorschrif-
ten lockerte. „Die Ökologen wurde
nach hinten gedrängt“,sagtRauls.

Die Partei verlor daraufhineinige ih-
rer Umweltpolitiker. Der ehemalige In
nenministerGerhart Baumetwa wurde
nicht einmal mehr für denBundestag
aufgestellt.

Der BrandenburgerMichael Succow
Mitglied im Umweltsachverständigenrat
und ehemaliger Vize-Umweltminister
der DDR, gab garerbost sein Partei-
buch zurück: „Beim Naturschutz ha
sich die FDP vollständig abgemeldet.“
Auch der Thüringer Nationalparkförde
rer Florian Mensel (FDP) warnt vor e
nem „ökologischen Bankrott“ seiner
Partei.

Die schleswig-holsteinischeUmwelt-
ministerin und ehemalige FDP-Politik
rin Edda Müller, heuteparteilos, verließ
die Liberalen gar wegen „eines Manch
ster-Kapitalismus, bei dem der Umwe
schutz insAbseits gerät“.

Vom FDP-Parteivorsitzenden Klau
Kinkel gebe es,sagt Umweltfachmann
Rauls, lediglich „verbale Unterstüt-
zung“ für die grüneSache. So hatsich
zwar im vergangenenJahr ein
FDP-Kongreß zur „ökologi-
schen Marktwirtschaft“ be
kannt. Aber wiewenig ernst
sich die einstige „Partei des
Umweltschutzes“ selbstnoch
nimmt, ist einem Faltblatt de
Bundespartei zuentnehmen.

Nach der Werbebroschür
der Liberalen hätten die Grü-
nen erst dem Umweltschutz de
entscheidenden Stellenwert g
geben – obwohl es die Ökopa
noch gar nichtgab, als dieLibe-
ralen sich schon um Wald
und Wasser bemühten. „Aus
Dummheit“, zürnt FDP-Mann
Menke-Glückert, „verlieren
wir unsere Kompetenz.“ Y


